
Zei£ßericht
dem indischen Katholiéismus fähllt iın diıesem Brückenschlag zwıischen Ost und West
ıne wichtige

Solange dıe indische Kırche in den ugen der Inder eın Unternehmen der UuUro»-

päischen Eroberer darstellte oder doch ENS mıt ihnen verbunden WärT, wuarde S18
VO  —_ vielen gehaßt und verabscheut. Seitdem ıe Kolonilalherren abgezogen S1N.
un die Kıirche für alle sıchtbar auf eigenen Füßen steht, hat S16 Ansehen un
Achtung V1e. SCWONNEN., In weılser Voraussicht hat der Apostolische Stuhl dafür SC-
OT,  ‘9 daflß beizeiten eın einheimischer Klerus herangezogen wurde,. Von den
65 kirchlichen Sprengeln oder Jurisdiktionsbezirken ndiens haben mehr als
4() ein_heimische Oberhirten, un VO:  — 5501 Priestern sınd 4000 Inder. In Priester-
semıinarıen studieren 1600 Theologen, deren Mehrzahl ebenfalls ndısch ist.

Wenn WIT die NEuUE indische Verfassung ihrem Wortlaut nach nehmen, erhält dıe
Kırche ZWAar keine Vorrechte, aber Vo Bewegungsfreiheit. Der Staat ıst rel1g1ös
neutral, eın relig1iöses Bekenntnis WITL bevorzugt. Alle Staatsbürger sınd gleich
VOT dem Gesetz, ohne Rücksicht auf ihre Religionszugehörigkeit. |DS ırd nıcht
1Ur Religionsfreiheit, sondern auch Freiheit 1m chul- und Erziehungswesen SC-
währt iıne glänzende Zukunft schien sıch für dıe Kırche ndıens anzubahnen.

Wenn dıe VWirklichkeit nıcht SaNzZ roS1g aussıeht, gibt e$s dreı Gründe AaIuUr.
Die Mehrzahl der n  er ist  S hınduistisch, dıe führende Oberschicht, dıe Män-

NeTr der Hegierung, die Parlamentarier SIN zumeist Hindus Sıe setizen Indien
mıiıt dem Hinduismus gleich. VWer ke  ın 1n ist, ıst eın er.

Kın überempfindlicher Nationalismus. Für ıhn bedeutet allein schon die Kx1-
enz einer Kırche nıchtindischen Ursprungs ıne Beleidigung, einen Vorwurf,
als ob ndiens überkommene KReligionen minderwertig wären un seın Geist be1
Fremden Anleihen machen muülßte

16 besonderen Umstände ın den beiden Staaten Bihar un Madhia
Pradesh Hier eKehren sıch VOor em Leute der untiersten Klassen, der Urein-
wohner, dıe nıemals Hındus, sondern Animisten SCWESEN sınd. Sıie wurden in der
Geschichte verschiedentlich VO  — den Hindus verfolgt. Natürlich hıeben S1e ihre  z
einstigen Bedränger nıcht, un siıch ihrer Herrschaft entzıehen, warben S12
für einen eigenen Staat, den S16 Jharkand enNnNeEN wollten. Da UU  — dıe Z.U Chri-
tenLiLum Bekehrten die Gebildetsten diıeser ethnologischen und soz1alen Unter-
chicht sınd und sıch der Spıtze der Autonomieregierung befanden, Tolgerte die
Regierung, daß die Kirche 1m an separatıstische Bestrebungen entfache. er
ann der VWiderstand 1.  ®  hre missionarische Tätigkeit unter den Kastenlosen.
(Vgl L’Osservatore Romano VOoO Dezember 1953 Nr. 294,

Indien ILN die christlichen Missionare. Anfang November etzten Jahres wurde
der indische Innenminister Dr. Katı]u anläßlich seines Besuches ın Ernakulam VO  —_
den Christen der Gegend (Iravankur— Kotschin) ersucht, einıge Zeichen des
Wohlwollens f  ur  20 die ın Indıen arbeitenden ausländischen Missionare geben In
einer Pressekonferenz äaulßerte seiıne Ansicht iber dieses Thema. Kr erklärte,

hätte 1M. Parlament NUur auf dıie Tatsache hingewlesen, daß einige Missionare
sıch antıındischer Tätigkeit schuldig emacht hatten. ıne Untersuchung wäre 1m
Gange. Er hob herVvor, da die Kührer der indischen Christen selbst darauf QuS-

gingen, 1ne starke einheimische Kirche schaffen, und ın einem unabhängigen
Indien die indischen Christen imstande sSe1ın sollten, auf eigenen Füßen stehen,
ohne der Kontrolle landfremder Menschen ausgesetzt SE1IN., Diıese müßlten
rasch als möglich durch eingeborene Priester TSEeTZT werden.

November 1€ Dr. P. C. Cherlan, Präsident der gesetzgebenden Ver-
sammlung VO  —_ Madras: un der chrıstliıchen allindischen Konferenz, ebenfalls
einNne bedeutsame Rede Auf einer Zusammenkunft der christlichen Vereinigung VO  —
Delhi führth Qus, daß die chrisfliqhe Minderhaeit ndiens VO  - der Negierung
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nıchts fürchten habe. Kein Staatsbürger werde wWweSsen SELINET Religion bevorzugt
oder benachteiligt Ein „Aber“ findet der Redner uu  p die Missilonare. Sie

nıcht auf dem rechten Weg; einzelne würden sıch gestatten, T ast-
land krıtisıeren, ohne aiIiur ırgendwie zuständig f SC1N. Denn Indien S61 611
Land VO  ng geıstıger Kultur und großen Überlieferungen. „Wenn e1in ausländischer
Missionar sich herausnımmt 1I1ISEeIC Nation kriıtisieren Mu , alg

Stunde aufs Schiff gebracht werden Die Missionare Indien sollen des-
WEgSeEN völlıg indischen Wesen aufgehen, dann werden WLLE ıhnen für ihre
frühere un heutige Arbeit heı uns sehr dankbar SC1LIMN.

Der Redner mahnte dıe verschiedenen christlichen Bekenntnisse, N19 SCIN,
un wandte sıch dann 1€ grundlosen ngriffe, welche indische Zel-
tungen das Christentum richteten Wenn diese ngriffe fortdauerten,
mMeıinte 6r würden die ınge Indien W16 Nachbarländern
wirklichen Christenverfolgung enden Der Berichterstatter meınt scheine
Dr Cherian nicht katholisch SCHNH, aber Darlegung beleuchte dıe 1eute
Indien vorherrschende Geisteshaltung sehr gut

Der katholische Erzbischof VOo  — Bangalore, Thomas Pothachamury, gab 116

Presseerklärung ZUur Lage ab Kr auf den Grundsatz 1N : „Die katholische
Kırche 1STt weder europäisch noch amerikanisch, noch indisch, sondern allgemein,
internatıional, überinternational und jenseits aller Schranken, die Rasse, Sprache
un Landesgrenzen aufrichten.“

Was cie Vorwürfe die Missionare angeht ist bemerken, daß bis heute
keine konkreten eweise vorgelegt werden konnten. Gerade VOo  s kirchlicher Seıite
würde INa  - begrüßen, 39801 1€Ss geschähe, damit Abhilfe geschaffen werden
könnte (Vgl Osservatore Komano VO Dez, 1953 Nr. 233

Staatliche Finanzhilfe für die Jreien Schulten Deutschland In dem Augen-
blick da Kunst und Wissenschaft UUr noch eXıstıieren können der Staat S16
finanziert und das 1st heute Deutschland und 111 Kuropa weıthın der Fall
erhebt sıch die Frage w as be der hlıeraus resultierenden Abhängigkeıit aus der kul-
turellen Kreiheit ırd Hellmut Becker geht klaren und aufschlußreichen
Beıitrag Dezemberheft 1953 des „Merkur“ Stuttgart, „Wer Hinanziert die kul-
urelle Freiheit?“ dieser Frage nach Am Beispiel des Theaters, der Wissenschaft
und der Schule zZe1gTt da 65 möglıch ıST Zuschüsse erhalten un dennoch die
geiıstıge Unabhängigkeit wahren. Freilich ‚„d1ıe öffentliche Hand mu WISSCH,
da das Steuermonopol ihr heute Verpflichtungen auferlegt, W16e6 S1C S1IEC früher
nıcht gekannt hat‘“

Was dıe Schule angeht, SeTz sıch ‚„der Gedanke ı mehr durch, daß das
Recht der KEltern autf rTeie Wahl der VON ihnen gewünschten Schule NUur realisier-
bar 1st WEn 1106 Pflicht des Staates ZUuUr gleichmäßigen Subventionierung Ireler
un öffentlicher Schulen esteht In Holland un Belgien wurde cdieser Grundsatz
besonders früh entwickelt €l 1er erkannt wurde, da{fs gerade sozlalen Staat
dıie kulturelle Freiheit LÜUT auf diese Weise verwirklicht werden könnte Die pr1-
vaten, oft ur«c besondere Pädagogik ausgezeichneten Schulen ollten nıicht uur
Schulen für reiche Lieeute SECIN In den skandinavischen Ländern haben gerade —-
zialıstische Regierungen der Verwirklichung dieses Grundsatzes mitgewirkt
Frankreich hat nach heftigen innerpolitischen Kämpfen, die bis Regierungs-
krisen führten, ım Jahre 1951 die staatliche Zuschußpfilicht ur  en Privatschulen De-
schaffen. In en diesen Ländern wurde gleichzeitig die Unabhängigkeit der Prı1-
vatschulen aufrecht erhalten; der edanke:e Verstaatlichung des prıvaten
Schulwesens wurde abgelehnt; cdıe Subventionspflicht des Staates hat diesen
Ländern grundsätzlich nıcht Kinschränkung der Freiheit der Schule SC-

}führt.“‘
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